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Vorwort

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der
Geschäftsordnung des Landtags NRW.
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit.

Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen,
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen
Landesgesetz.
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen
Gesetzesfassungen.

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und
wieder auffindbar.

Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich.

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter:

http://www.landtag.nrw.de

Landtag Nordrhein-Westfalen

Postfach 10 11 43

40002 Düsseldorf

http://www.landtag.nrw.de/
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Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
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kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im Zuständig-
keitsbereich des Justizministeriums 
 
 
A Problem 
 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts aus den Jahren 2004 und 2005 hat 
Nordrhein-Westfalen das gesamte Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der 
Befristung und der ständigen Überprüfung des kompletten Normbestands gestellt. Zum 31. 
Dezember 2012 wird ein Befristungstermin wirksam, so dass Entscheidungen über die Fort-
existenz der Rechtsnormen zu treffen sind. 
 
 
B Lösung 
 
Um den Aufwand möglichst gering zu halten, wird die zum 31. Dezember 2012 vorzuneh-
mende Befristungsregelung im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums mit einer weite-
ren, inhaltlich vergleichbaren Befristungsregelung gebündelt, da auf die Vorschriften nach 
sorgfältiger Prüfung nicht verzichtet werden kann und sie keiner grundlegenden inhaltlichen 
Änderung bedürfen. 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 

 
Mit einer Verlängerung der Gesetze sind finanzielle Auswirkungen nicht verbunden, da keine 
neuen Belastungen für den Landeshaushalt geschaffen werden. 
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E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Justizministerium. Beteiligt sind die Staatskanzlei, das Finanzministerium, 
das Ministerium für Inneres und Kommunales und das Ministerium für Gesundheit, Emanzi-
pation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 
 

F Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Befristung 
 
Dieses Artikelgesetz regelt die Befristung der jeweiligen Vorschriften entsprechend den Vor-
gaben des Befristungsprojekts. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmung  
 

Gesetz 
zur Änderung der Befristungen besol-

dungsrechtlicher Gesetze im Zuständig-
keitsbereich des Justizministeriums 

 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Anhebung 
des Eingangs- und des Spitzenamtes  

in der Laufbahn des  
Justizwachtmeisterdienstes  

des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
§ 4 des Gesetzes zur Anhebung des Ein-
gangs- und des Spitzenamtes in der Lauf-
bahn des Justizwachtmeisterdienstes des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 
2011 (GV. NRW. S. 196) wird wie folgt ge-
fasst: 
 

"§ 4 
Inkrafttreten 

 
Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft." 
 

  
Gesetz zur Anhebung  

des Eingangs- und des Spitzenamtes  
in der Laufbahn des  

Justizwachtmeisterdienstes  
des Landes Nordrhein-Westfalen  

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2012 außer Kraft.  
 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur Anhebung 
der Beförderungsämter für Bedienstete 

des allgemeinen Vollzugs- und  
des Werkdienstes in  

Justizvollzugsanstalten sowie des  
Krankenpflegedienstes im  
Justizvollzugskrankenhaus  

Nordrhein-Westfalen in leitenden 
Funktionen 

 
§ 6 des Gesetzes zur Anhebung der Beför-
derungsämter für Bedienstete des allgemei-
nen Vollzugs- und des Werkdienstes in Jus-
tizvollzugsanstalten sowie des Krankenpfle-
gedienstes im Justizvollzugskrankenhaus 
Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktio-
nen vom 18. Dezember 1996 (GV. NRW. S. 
576), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GV. 
NRW. S. 498), wird aufgehoben. 
 

  
Gesetz zur Anhebung  

der Beförderungsämter für Bedienstete 
des allgemeinen Vollzugs- und  

des Werkdienstes in  
Justizvollzugsanstalten sowie des  

Krankenpflegedienstes im  
Justizvollzugskrankenhaus  

Nordrhein-Westfalen in leitenden  
Funktionen 

 
§ 6 

Außerkrafttreten 
 

Das Gesetz tritt am 31. Dezember 2013 
außer Kraft. 
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Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeines 
 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts hat Nordrhein-Westfalen das gesam-
te Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der Befristung und der ständigen Über-
prüfung gestellt. 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die Landesregierung für den Geschäftsbereich 
des Justizministeriums dem Auftrag nach, dem Landtag einen Vorschlag über die weitere 
Behandlung befristeter Vorschriften vorzulegen. Zunächst werden im Hinblick auf die zum 
31. Dezember 2012 vorzunehmende Befristungsregelung besoldungsrechtliche Gesetze 
behandelt. Beide Gesetze haben inhaltlich vergleichbare Regelungen zum Gegenstand. 
 
Dieser Entwurf berücksichtigt TOP 32 A. (1) des Protokolls der 2.632. Kabinettsitzung vom 
20. Dezember 2011, wonach die zum 1. Januar 2012 in Kraft befindlichen Stammgesetze 
und Verordnungen zwingend notwendig erscheinen und in zukünftigen Änderungsentwürfen 
vorgeschlagen werden soll, die Befristungsregelungen (Verfallsklauseln oder Berichtspflich-
ten) zu streichen. 
 
 
B Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Begründung zu Artikel 1: 
 
Das Gesetz zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzenamtes in der Laufbahn des Jus-
tizwachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen regelt die Anhebung des Eingang-
samtes der Beamtinnen und Beamten des Justizwachtmeisterdienstes von Besoldungsgrup-
pe A 3 BBesO A nach Besoldungsgruppe A 4 BBesO A und die Schaffung eines neuen Spit-
zenamtes der Besoldungsgruppe A 7 Landesbesoldungsordnung für Leiterinnen und Leiter 
großer Wachtmeistereien. 
Die Regelungen sind weiter dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 2: 
 
Das Gesetz zur Anhebung der Beförderungsämter für Bedienstete des allgemeinen Voll-
zugs- und des Werkdienstes in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes im 
Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen ermöglicht eine 
funktionsgerechte und amtsangemessene Besoldung der Bediensteten in leitenden Funktio-
nen, denen das Erreichen von Beförderungsämtern der Besoldungsgruppen A 10 und A 11 
eröffnet wird. Der Gesetzgeber hat diese Beförderungsämter bewusst als "Spitzenämter" der 
betroffenen Laufbahnen des mittleren Dienstes ausgestaltet. 
 
Die Regelungen sind weiter dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 3: 
 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Drucksache 16/128 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/1321 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Familie, Kinder und Jugend 
Drucksache 16/1241 

zweite Lesung .................................................. 608 

Wolfgang Jörg (SPD) ................................. 608 

Ina Scharrenbach (CDU) ........................... 609 

Andrea Asch (GRÜNE) .............................. 610 

Marcel Hafke (FDP) ................................... 610 

Olaf Wegner (PIRATEN) ............................ 611 

Ministerin Ute Schäfer ................................ 612 

Ergebnis ........................................................... 612 

8 NRW braucht ein Transparenzgesetz! 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1254 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1337 ....................................... 613 

Frank Herrmann (PIRATEN) ..................... 613 

Marion Warden (SPD)................................ 613 

Gregor Golland (CDU) ............................... 615 

Matthi Bolte (GRÜNE) ................................ 615 

Dirk Wedel (FDP) ....................................... 616 

Minister Ralf Jäger ..................................... 617 

Frank Herrmann (PIRATEN) ..................... 617 

Ergebnis ........................................................... 618 

9 Tourismus in Nordrhein-Westfalen ver-
netzen und unterstützen 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/1260 ....................................... 618 

Georg Fortmeier (SPD) .............................. 618 

Daniela Schneckenburger (GRÜNE) ......... 619 

Holger Müller (CDU) .................................. 620 

Ralph Bombis (FDP) .................................. 621 

Oliver Bayer (PIRATEN) ............................ 622 

Minister Michael Groschek ........................ 623 

Ergebnis ........................................................... 624 
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10 Kommunalfinanzberichte: Die Lan-
desregierung muss endlich ihre res-
pektlose Informationszurückhaltung 
gegenüber dem Parlament beenden 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1271 ........................................ 624 

Ergebnis ........................................................... 624 

11 Gegen Randalierer im Zusammen-
hang mit Fußballspielen konsequent 
vorgehen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1268 ........................................ 624 

Dr. Robert Orth (FDP) ................................ 625 

Andreas Kossiski (SPD) ............................. 625 

Werner Lohn (CDU) .................................... 626 

Josefine Paul (GRÜNE).............................. 628 

Frank Herrmann (PIRATEN) ...................... 629 

Minister Ralf Jäger ...................................... 630 

Ergebnis ........................................................... 632 

12 Realisierung des „Eisernen Rheins“ 
weiter vorantreiben – Entwicklung 
Nordrhein-Westfalens darf nicht blo-
ckiert werden 

Antrag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1262 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/1334 ........................................ 632 

Reiner Breuer (SPD) .................................. 632 

Arndt Klocke (GRÜNE) ............................... 633 

Christof Rasche (FDP) ............................... 634 

Stefan Fricke (PIRATEN) ........................... 635 

Klaus Voussem (CDU) ............................... 635 

Minister Michael Groschek ......................... 636 

Ergebnis ........................................................... 638 

13 Gesetz zur Änderung des Rettungs-
gesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1049 

erste Lesung .................................................... 638 

Ministerin Barbara Steffens 
zu Protokoll (siehe Anlage 1) 

Ergebnis ........................................................... 638 

14 Zweites Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1182 

erste Lesung .................................................... 639 

Minister Thomas Kutschaty 
zu Protokoll (siehe Anlage 2) 

Ergebnis ........................................................... 639 

15 Gesetz zur Änderung des Polizeige-
setzes des Landes Nordrhein-
Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1183 

erste Lesung .................................................... 639 

Minister Ralf Jäger 
zu Protokoll (siehe Anlage 3) 

Ergebnis ........................................................... 639 

16 Gesetz zur Änderung der Befristun-
gen besoldungsrechtlicher Gesetze 
im Zuständigkeitsbereich des Justiz-
ministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1184 

erste Lesung .................................................... 639 

Minister Thomas Kutschaty 
zu Protokoll (siehe Anlage 4) 

Ergebnis ........................................................... 639 

17 Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Rentengüter 
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1185 

erste Lesung .................................................... 639 

Minister Johannes Remmel 
zu Protokoll (siehe Anlage 5) 

Ergebnis ........................................................... 639 

18 Gesetz zur Änderung des Hochschul-
gesetzes und des Kunsthochschulge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1186 

erste Lesung .................................................... 639 

Ministerin Svenja Schulze 
zu Protokoll (siehe Anlage 6) 

Ergebnis ........................................................... 639 

19 Gesetz zur Änderung von Rechtsvor-
schriften im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Gesundheit, Emanzi-
pation, Pflege und Alter des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1187 

erste Lesung .................................................... 640 

Ministerin Barbara Steffens 
zu Protokoll (siehe Anlage 7) 

Ergebnis ........................................................... 640 

20 Gesetz zur Änderung des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes NRW 
sowie zur Anpassung des Landeszu-
stellungsgesetzes an das De-Mail-
Gesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/58 

Beschlussempfehlung  
des Innenausschusses 
Drucksache 16/873 

zweite Lesung .................................................. 640 

Ergebnis ........................................................... 640 

21 Gesetz zur Errichtung einer Stiftung 
„Zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig – Leibniz-Institut 
für Biodiversität der Tiere“ 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/175 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1288 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
Drucksache 16/1226 

zweite Lesung .................................................. 640 

Ergebnis ........................................................... 640 

22 Kommunalsport initiieren – „Vom 
Verwalten zum Gestalten auf kommu-
naler Verwaltungsebene“ 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1256 ....................................... 640 

Ergebnis ........................................................... 640 

23 Abkommen zur zweiten Änderung des 
Abkommens über das Deutsche Insti-
tut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungs-
abkommen) 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu 
einem Staatsvertrag 
gemäß Art. 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/750 

Beschlussempfehlung  
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/1006 ....................................... 641 

Ergebnis ........................................................... 641 

24 Abkommen zwischen Bund und Län-
dern über die gemeinsame Förderung 
des Deutschen Konsortiums für trans-
lationale Krebsforschung (DKTK) 
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Vorlage 
des Ministeriums 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
gemäß § 10 Abs. 4 
der Landeshaushaltsordnung zur Billigung 
Vorlage 16/54 

Beschlussempfehlung  
des Haushalts- und Finanzausschusses und 
des Ausschusses 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
Drucksache 16/1031 ........................................ 641 

Ergebnis ........................................................... 641 

25 Verfassungsgerichtliches Verfahren 
wegen der Beschwerde des Herrn 
Nötzel gegen die Wahlprüfungsent-
scheidung des Landtags Nordrhein-
Westfalen vom 13. Mai 2012 

VerfGH 16/12 
Vorlage 16/239 

Beschlussempfehlung  
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/1197 ........................................ 641 

Ergebnis ........................................................... 641 

26 Frühwarndokumente 
(§ 50 Absatz 3 GeschO) 

hier: Sitzung des Ausschusses für 
 Europa  und Eine Welt vom 
 26. Oktober 2012 

Unterrichtung durch die Präsidentin 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
zur Kenntnisnahme 
Drucksache 16/1283 ........................................ 641 

Ergebnis ........................................................... 642 

27 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 1 
gem. § 79 Abs. 2 GeschO 
Drucksache 16/1284 ........................................ 642 

Ergebnis ........................................................... 642 

28 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/3 .................................................. 642 

Ergebnis ........................................................... 642 

Anlage 1 ............................................................... 643 

Zu TOP 13 – Gesetz zur Änderung des 
Rettungsgesetzes – zu Protokoll ge-
gebene Rede 

Ministerin Barbara Steffens ........................ 643 

Anlage 2 ............................................................... 645 

Zu TOP 14 – Zweites Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über die Justiz im 
Land Nordrhein-Westfalen – zu Proto-
koll gegebene Rede 

Minister Thomas Kutschaty ....................... 645 

Anlage 3 ............................................................... 647 

Zu TOP 15 – Gesetz zur Änderung des 
Polizeigesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen – zu Protokoll gege-
bene Rede 

Minister Ralf Jäger ..................................... 647 

Anlage 4 ............................................................... 649 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Änderung der 
Befristungen besoldungsrechtlicher 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des 
Justizministeriums – zu Protokoll ge-
gebene Rede 

Minister Thomas Kutschaty ....................... 649 

Anlage 5 ............................................................... 651 

Zu TOP 17 – Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über Rentengüter – zu Pro-
tokoll gegebene Rede 

Minister Johannes Remmel ....................... 651 

Anlage 6 ............................................................... 653 

Zu TOP 18 – Gesetz zur Änderung des 
Hochschulgesetzes und des Kunst-
hochschulgesetzes – zu Protokoll ge-
gebene Rede 

Ministerin Svenja Schulze .......................... 653 
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Anlage 7 ................................................................ 655 

Zu TOP 19 – Gesetz zur Änderung von 
Rechtsvorschriften im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Gesund-
heit, Emanzipation, Pflege und Alter 
des Landes Nordrhein-Westfalen – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Ministerin Barbara Steffens ........................ 655 

Entschuldigt waren:  

Ministerin Dr. Angelica Schwall-Düren 

Hans-Peter Müller (SPD) 

Iris Preuß-Buchholz (SPD) 

Volker Jung (CDU)   
(bis 14:00 Uhr)  

Arif Ünal (GRÜNE) 
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14 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1182 

erste Lesung 

Auch hier hat sich die Landesregierung bereit er-
klärt, die Einbringungsrede zu Protokoll zu ge-
ben. (Siehe Anlage 2) – Widerspruch dagegen regt 
sich auch diesmal nicht.  

Wir können somit unmittelbar zur Abstimmung 
kommen. Der Ältestenrat empfiehlt die Überwei-
sung des Gesetzentwurfs Drucksache 16/1182 
an den Rechtsausschuss – federführend – sowie 
an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer ist 
für diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

15 Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1183 

erste Lesung 

Die Regierung ist wiederum bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 3) – Widerspruch dagegen regt sich nicht.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1183 an den Innenausschuss. 
Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? – Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

16 Gesetz zur Änderung der Befristungen besol-
dungsrechtlicher Gesetze im Zuständigkeits-
bereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1184 

erste Lesung 

Die Landesregierung ist erneut bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 4) – Widerspruch dagegen sehe ich nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1184 an den Rechtsauschuss – 
federführend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Wer ist für diese Überweisungs-
empfehlung? – Ist jemand dagegen? – Enthält sich 
jemand? – Das ist wiederum nicht der Fall. Damit ist 
die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir sind bei Tagesordnungspunkt  

17 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ren-
tengüter 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1185 

erste Lesung 

Auch hierzu wird vorgeschlagen, dass die Landes-
regierung ihre Einbringungsrede zu Protokoll gibt. 
(Siehe Anlage 5) – Dagegen erhebt sich kein Ein-
spruch. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1185 an den Rechtsausschuss – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Wer ist für diese Über-
weisungsempfehlung? – Ist jemand dagegen? – 
Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

18 Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes 
und des Kunsthochschulgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1186 

erste Lesung 

Auch hierzu empfehle ich, dem Vorschlag der Lan-
desregierung zu folgen, die Einbringungsrede zu 
Protokoll zu nehmen. (Siehe Anlage 6) – Wider-
spruch dagegen sehe ich nicht.  

Wir sind damit bei der Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1186 an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung. Wer ist für 
diese Überweisungsempfehlung? – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men.  

Wir sind bei Tagesordnungspunkt  
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Anlage 4 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Änderung der Befris-
tungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 
Zuständigkeitsbereich des Justizministeri-
ums – zu Protokoll gegebene Rede 

Thomas Kutschaty, Justizminister:  

Die Landesregierung legt Ihnen heute einen Ge-
setzentwurf vor, dessen Titel „Gesetz zur Ände-
rung der Befristungen besoldungsrechtlicher Ge-
setze im Zuständigkeitsbereich des Justizministe-
riums“ zunächst wenig aussagekräftig ist. Dahin-
ter verbergen sich zwei Gesetze, mit denen 2011 
Eingangs- und Spitzenamt im Justizwachtmeis-
terdienst sowie bereits 1996 die Beförderungs-
ämter im allgemeinen Vollzugs- und Werksdienst 
der Justizvollzugsanstalten sowie im Kranken-
pflegedienst des Justizvollzugskrankenhaus an-
gehoben worden sind.  

Das heißt im Detail: Das Eingangsamt im Justiz-
wachtmeisterdienst – die einzige Beamtengrup-
pe, die weiterhin dem einfachen Dienst ange-
hört – wurde von Besoldungsgruppe A3 nach 
Besoldungsgruppe A4 und das Spitzenamt für 
die Leiter großer Justizwachtmeistereien von Be-
soldungsgruppe A6 nach Besoldungsgruppe A7 
angehoben. Für die Beamten im mittleren Voll-
zugsdienst im Bereich des allgemeinen Vollzugs-
dienstes, des Werksdienstes und des Kranken-
pflegedienstes wurde eine begrenzte Anzahl von 

Beförderungsämter der Besoldungsgruppen A10 
und A11 geschaffen. 

Die Geltung beider Gesetze war befristet auf den 
31.12.2011 bzw. 31.12.2013. Beide Gesetze ha-
ben sich bewährt. 

Denn sie bieten die Möglichkeit, die Wahrneh-
mung verantwortungsvoller und sensibler Aufga-
ben im Bereich der Gewährung von Sicherheit 
und Ordnung in unseren Justizgebäuden sowie 
bei der Betreuung von Häftlingen im Justizvollzug 
angemessen – oder jedenfalls angemessener – 
zu besolden. 

Ich denke, angesichts des andauernden Ringens 
um einen effektiven Behandlungs-, aber zugleich 
sicheren Strafvollzug sowie angesichts der De-
batten um die Sicherheit in unseren Gerichtsge-
bäuden muss ich hier die Bedeutung dieser Auf-
gaben und der sie wahrnehmenden Beamten für 
eine funktionierende Justiz nicht mehr besonders 
betonen. 

Die Entfristung dieser Gesetze folgt einem Be-
schluss des Kabinetts, bei überprüften und be-
währten Gesetzen auf eine weitergehende Befris-
tung der Regelungen möglichst zu verzichten. 
Sie ist hier aber zugleich ein wichtiges Signal an 
die betroffenen Beamtinnen und Beamten, dass 
wir ihre Belange weiter im Blick haben und hinter 
das Erreichte nicht zurückfallen. Sie greift der 
Dienstrechtsreform nicht voraus, sondern be-
schreibt insoweit nur die Ausgangslage.  
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Rechtsausschuss 
 
 
7. Sitzung (öffentlich) 

21. November 2012 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

16:20 Uhr bis 17:15 Uhr 

 

Vorsitz:  Dr. Robert Orth (FDP) 

Protokoll: Heike Niemeyer 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse:  

Zur Tagesordnung 9 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, den unter 14 
vorgesehenen Punkt „Gesetz zur Förderung des 
Mittelstandes in Nordrhein-Westfalen (Mittelstandsförder-
ungsgesetz)“ als TOP 10 zu behandeln. 

1 Verfassungsbeschwerden  10 

 I. des Herrn Ludwig Weyhe,  
       Hans-Gebhardt-Straße 38, 97280 Remlingen,   

   Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dominik Storr,   

   Erlacher Straße 9, 97845 Neustadt am Main   

          1. unmittelbar gegen  

             a) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes 
          Sachsen-Anhalt 

                   vom 26. Mai 2008 – 1 L 26/08 –,  
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             b) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes 

           Sachsen-Anhalt  

                   vom 8. April 2008 – 1 L 26/08 –  

             c) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes 
           Sachsen-Anhalt  

                   vom 13. Februar 2008 – 1 L 97/06 –  

             d)   das Urteil des Verwaltungsgerichts Magdeburg  

                   vom 10. November 2005 – 3 A 328/03 MD –,  

             e) den Widerspruchsbescheid des Regierungspräsidiums Mag- 
          deburg 
           vom 3. Juni 2003 – 441/44.11-65101/7 –,  

             f)  den Bescheid des Landkreises Quedlinburg 
                 vom 21. Januar 2003 – III.32.02.03/02 –,  

          2. mittelbar gegen 

              a) § 7 Abs. 2 des Landesjagdgesetzes Sachsen-Anhalt  

              b) § 8 Abs. 1, 5 und § 9 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes  

 II.  

           1. der Gut Terra Nova GmbH & Co. Betriebs-KG,  

                vertreten durch die Geschäftsführer Hermann Dürr, Roland 
Becker  

               97259 Greußenheim,  

           2. der Frau Renate Adelsberger,  

              Gutshof o.Nr., 97259 Greußenheim,  

           3. des Herrn Ulrich Seifert,  

              Gutshof o.Nr., 97259 Greußenheim,  

           4. des Herrn Georg Simon,  

               Gutshof o.Nr., 97259 Greußenheim,  

           5. des Herrn Hermann Dürr,  

              Gutshof o.Nr., 97259 Greußenheim,  

              Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Gert-Joachim Hetzel,  

               Max-Braun-Straße 2, 97828 Marktheidenfeld  

              gegen  

              a) den Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts  

                  vom 23. Juni 2010 – BVerwG 3 B 89.09 –,  

              b) den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs  

                  vom 9. September 2009 – 19 BV 07.100 –,  

              c) das Urteil des Verwaltungsgerichts Würzburg  
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                  vom 7. Dezember 2006 – W 5 K 06.351 –  

 III. der Terra Forst und Feld GmbH,  

            gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführer Egbert Schmid, 
    Martin Hähnel,  

            Horster Straße 8, 31542 Bad Nenndorf,  

            Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Gert-Joachim Hetzel,  

           Max-Braun-Straße 2, 97828 Marktheidenfeld –  

           gegen  

           a) den Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts  

              vom 23. Juni 2010 – BVerwG 3 B 90.09 –,  

           b) den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs  

               vom 9. September 2009 – 19 BV 07.97 –,  

           c) das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts Würzburg  

               vom 7. Dezember 2006 – W 5 K 06.353 –  

1 BvR 1795/08  

1 BvR 2120/10  

1 BvR 2146/10  

Vorlage 16/321  

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten. 

2. Verfassungsgerichtliche Verfahren 12 

 1. der K.  

            Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Siegmann & Kollegen,  

            Eisenlohrstraße 24, 76135 Karlsruhe  

            1. unmittelbar gegen  

               a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts  

                   vom 23. Februar 2011 – BVerwG 6 C 22.10 –,  

               b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin  

                   vom 20. September 2007 – VG 22 A 517.04 –,  

              c) die Festsetzungsbescheide der Filmförderungsanstalt Berlin 
           vom 30. August 2004 – Leinwand-Nummern 282601-282607 –  
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7. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
              in Gestalt des Widerspruchbescheids  

              vom 4. November 2004  

              – Rh/Wi –  

            2. mittelbar gegen  

               §§ 66, 67 FFG 2004  

 2. der K.  

            Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Claus Binder LL.M in Sozietät Sieg 
    mann & Kollegen  

            Eisenlohrstraße 24, 76135 Karlsruhe  

            1. unmittelbar gegen  

               a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts  

                   vom 23. Februar 2011 – BVerwG 6 C 23.10 –,  

               b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin  

                   vom 20. September 2007 – 22 A 522.04 –  

               c) den Widerspruchsbescheid der Filmförderungsanstalt – AöR –  

                   vom 4. November 2004  

               d) die Festsetzungsbescheide der Filmförderungsanstalt – AöR –  

                   vom 30. August 2004 – Leinwandnummern 291701 bis 291709   

            2. mittelbar gegen  

                §§ 66, 67 FFG 2004  

 3. der U.  

            Bevollmächtigte: Rechtsanwalt/in Raupach & Wollert-Elmendorff  

            Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, vertreten durch deren Geschäfts- 
    führer Rechtsanwalt Eckhard von Voigt,  

            Kurfürstendamm 23, 10719 Berlin  

            1. unmittelbar gegen  

               a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts  

                   vom 23. Februar 2011 – BVerwG 6 C 25.10 –,  

               b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin  

                   vom 20. September 2007 – VG 22 A 524.04 –,  

               c) die Bescheide der Filmförderungsanstalt Berlin  

                  vom 30. August 2004 – Leinwandnummern 140401 bis 140415, 
         140417, 140418, 146101 bis 146108, 156101 bis 156114, 278901 
         bis 278909, 280101 bis 280106, 308901 bis 308909, 319701 bis 
         319707, 320101 bis 320103, 320105 bis 320110, 334201 bis 
         334208, 334301 bis 334309, 335101 bis 335108, 336601 bis 
         336607, 337501 bis 337509, 339601 bis 339609, 340901 bis 
         340906, 342201 bis 342208  
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 16/94 

Rechtsausschuss 21.11.2012 
7. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
               in Gestalt des Widerspruchbescheids  

               vom 4. November 2004  

               – Rh/Wi –  

            2. mittelbar gegen  

               §§ 66, 67 FFG 2004  

 4. der K.  

            Bevollmächtigte: Rechtsanwälte Siegmann & Kollegen,  

            Eisenlohrstraße 24, 76135 Karlsruhe  

            1. unmittelbar gegen  

                a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts  

                    vom 23. Februar 2011 – BVerwG 6 C 24.10 –,  

                b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin  
                    vom 20. September 2007 – VG 22 A 523.04 –,  

                c) den Widerspruchsbescheid der Filmförderungsanstalt Berlin  

                    vom 4. November 2004 – Rh/Wi –,  

                d) die Festsetzungsbescheide der Filmförderungsanstalt Berlin  

                    vom 30. August 2004 – Leinwand-Nummern 327601-327607 –  

            2. mittelbar gegen  

                §§ 66, 67 FFG 2004  

2 BvR 1561/12  

2 BvR 1562/12  

2 BvR 1563/12  

2 BvR 1564/12  

Vorlage 16/350  

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten. 

3 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des 
Herrn Pürschel gegen die Wahlprüfungsentscheidung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 15 

VerfGH 19/12 

Vorlage 16/338 

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine 
Stellungnahme zu verzichten. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 6 - APr 16/94 

Rechtsausschuss 21.11.2012 
7. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
4 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des 

Herrn Dietsch gegen die Wahlprüfungsentscheidung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 16 

VerfGH 21/12 

Vorlage 16/342 

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten. 

5 Verfassungsgerichtliches Verfahren des Herrn Dr. Ludwig gegen die 
Wahlprüfungsentscheidung des Landtags Nordrhein-Westfalen vom 
13. September 2012 17 

VerfGH 18/12 

Vorlage 16/328, Vorlage 16/341 und Vorlage 16/358 

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten. 

6 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Justiz im Land 
Nordrhein-Westfalen 18 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1182 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die abschließende 
Beratung und Abstimmung für die Sitzung am 7. Dezember 
vorzusehen. 

7 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 19 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1184 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die abschließende 
Beratung und Abstimmung für die Sitzung am 7. Dezember 
vorzusehen.  
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 19 - APr 16/94 

Rechtsausschuss 21.11.2012 
7. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
7 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 

Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1184 

(vom Plenum am 7. November nach der ersten Lesung an den Rechtsausschuss zur 
federführenden Beratung und zur Mitberatung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss überwiesen) 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die abschließende 
Beratung und Abstimmung für die Sitzung am 7. Dezember 
vorzusehen.  
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Landtag   Ausschussprotokoll 
Nordrhein-Westfalen  APr 16/99 
16. Wahlperiode  22.11.2012 
  

 
 

 
 
 
 

Haushalts- und Finanzausschuss 
 
 
9. Sitzung (öffentlich) 

22. November 2012 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:35 Uhr bis 16:40 Uhr 

 

Vorsitz:  Christian Möbius (CDU) 

Protokoll: Franz-Josef Eilting 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Zur heutigen Tagesordnung 5 

1 Schwerpunkte der Haushalts- und Finanzpolitik in der 16. Wahl-
periode 6 

Unterrichtung durch den Finanzminister 
Vorlage 16/334 

Ausschussprotokoll 16/82 

Aussprache zur Unterrichtung 

Über die in der letzten Sitzung erfolgte Unterrichtung ergibt 
sich eine längere Aussprache. Zu den aufgeworfenen Fragen 
nimmt der Finanzminister Stellung. 

1a Ergebnisse der Informationsreise des Finanzministers in die USA 18 

Minister Dr. Norbert Walter-Borjans (FM) berichtet dem 
Ausschuss. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 16/99 

Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei 
 
 
2 Regionalisierte Ergebnisse der Oktober-Steuerschätzung 22 

Sachstandsbericht der Landesregierung 

Vorlage 16/390 

Sich aus der Vorlage ergebende Fragen werden von Finanz-
minister Dr. Norbert Walter-Borjans und StS Dr. Rüdiger 
Messal (FM) beantwortet. 

3 Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-
Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushalts-
jahr 2012 25 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/302 

Drucksache 16/1217 

Schlussberatung und Abstimmung zur dritten Lesung 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und der Grünen (wiedergegeben auf 
S. 35 f. des Ausschussberichtes Drucksache 16/1301) mit 
den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen 
die Stimmen der Fraktion der CDU bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen der FDP und der Piraten an. 

In der Schlussabstimmung empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 
Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU, der 
FDP und der Piraten, den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung in der Fassung nach der zweiten Lesung mit den 
soeben beschlossenen Änderungen zur dritten Lesung 
anzunehmen. 

4 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2012 (Haushaltsgesetz 2012) 26 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/300 

Drucksachen 16/1200 bis 16/1207, 16/1209 bis 16/1215 und 16/1220 

Schlussberatung und Abstimmung zur dritten Lesung 

- 26 -



Landtag Nordrhein-Westfalen - 3 - APr 16/99 

Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei 
 
 

Der Ausschuss berät den Haushaltsgesetzentwurf abschlie-
ßend und stimmt über die Änderungsanträge ab. 

(Alle in der Sitzung gestellten Änderungsanträge mit Be-
gründungen sowie die Abstimmungsergebnisse sind 
dem Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1300 zu entnehmen. In diesem Protokoll 
sind nur die darüber hinausgehenden Wortbeiträge wie-
dergegeben.) 

Der Ausschuss fasst mit Zustimmung aller Fraktionen den 
auf Seite 3 der Drucksache 16/1300 dargestellten Bereini-
gungsbeschluss. 

In der Schlussabstimmung empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 
Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU, der 
FDP und der Piraten, den Haushaltsgesetzentwurf in der 
Fassung nach der zweiten Lesung mit den soeben beschlos-
senen Änderungen zur dritten Lesung anzunehmen. 

5 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung im Zuständigkeits-
bereich des Finanzministeriums 29 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/747 

Abschließende Beratung und Abstimmung 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU, der FDP und der Piraten, den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/747 anzunehmen. 

6 Gesetz zur Anpassung des Gesetzes über die NRW.BANK an die 
Gewährträgerstruktur sowie zum Prüfungsrecht des Landesrech-
nungshofs bei der NRW.BANK 30 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/743 

Ausschussprotokoll 16/76 

Abschließende Beratung und Abstimmung 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 16/99 

Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei 
 
 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag der Frakti-
onen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit den Stimmen 
der Fraktionen der SPD und der Grünen bei Enthaltung der 
Fraktionen der CDU, der FDP und der Piraten an. 

In der Schlussabstimmung empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 
Grünen bei Enthaltung der Fraktionen der CDU, der FDP und 
der Piraten, den Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/743 unter Berücksichtigung der soeben 
beschlossenen Änderungen anzunehmen. 

7 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 33 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1184 

Der Ausschuss empfiehlt dem federführenden Ausschuss 
mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, der Grünen 
und der Piraten gegen die Stimmen der FDP-Fraktion, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

8 Entwicklung relevanter Risikogrößen, Erwartungswerte und Progno-
separameter in der jährlichen Anpassung der Abwicklungspläne für 
die frühere WestLB im Vergleich der Jahre 2010, 2011 und 2012 34 

Sachstandsbericht des Finanzministeriums 

Vorlage 16/398 

 Bericht von StS Dr. Rüdiger Messal (FM) 34 

 Aussprache 36 

9 Verschiedenes 42 

Zum Gesetz zur Förderung des Mittelstandes in Nord-
rhein-Westfalen – Gesetzentwurf der Landesregierung, 
Drucksache 16/126 (Neudruck) – beschließt der Aus-
schuss einvernehmlich, auf ein Votum zu verzichten. 

* * * 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 33 - APr 16/99 

Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei-ka 
 
 
7 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 

Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1184 

Vorsitzender Christian Möbius erläutert, dieser Gesetzentwurf sei am 7. November 
2012 durch das Plenum an den Rechtsausschuss – federführend – und zur Mitbera-
tung an den HFA überwiesen worden.  

Der Unterausschuss „Personal“ habe sich am 20. November bereits damit befasst 
und mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, Grünen und Piraten gegen die 
Stimme der FDP-Fraktion für eine unveränderte Annahme votiert. 

Der Rechtsausschuss erwarte zu seiner nächsten Sitzung das Votum des HFA.  

Wortmeldungen ergeben sich nicht.  

Der Ausschuss empfiehlt dem federführenden Ausschuss 
mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, der Grünen 
und der Piraten gegen die Stimmen der FDP-Fraktion, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen.  
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Landtag   Ausschussprotokoll 
Nordrhein-Westfalen  APr 16/114 
16. Wahlperiode  07.12.2012 
  

 
 

 
 
 
 

Rechtsausschuss 
 
 
8. Sitzung (öffentlich) 

7. Dezember 2012 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

10:00 Uhr bis 11:25 Uhr 

 

Vorsitz:  Dr. Robert Orth (FDP) 

Protokoll: Heike Niemeyer 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Zur Tagesordnung 5 

1 Aktuelle Viertelstunde (beantragt von der Piratenfraktion; s. Anlage) 6 

Bericht des Justizministers 

Diskussion 

2 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde der NPD, 
Landesverband NRW, vertreten durch den Landesvorsitzenden Claus 
Cremer, gegen die Wahlprüfungsentscheidung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 8 

VerfGH 17/12 

Vorlage 16/278, Vorlage 16/340 und Vorlage 16/364 

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament einstimmig, auf 
eine Stellungnahme zu verzichten. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 16/114 

Rechtsausschuss 07.12.2012 
8. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
3 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des 

Herrn Weidemann gegen die Wahlprüfungsentscheidung des 
Landtags Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 9 

VerfGH 20/12 

Vorlage 16/339 und Vorlage 16/427 

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament einstimmig, auf 
eine Stellungnahme zu verzichten. 

4 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Justiz im Land 
Nordrhein-Westfalen 10 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1182 

– abschließende Beratung und Abstimmung – 

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf mit den Stimmen 
aller Fraktionen. 

5 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher 
Gesetze im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 11 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1184 

– abschließende Beratung und Abstimmung – 

Diskussion 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung 
der Fraktionen von FDP und Piraten die unveränderte 
Annahme des Gesetzentwurfs. 

6 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Rentengüter 13 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/1185 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs in unveränderter Form. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 16/114 

Rechtsausschuss 07.12.2012 
8. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
5 Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 

Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1184 

– abschließende Beratung und Abstimmung – 

(vom Plenum nach der ersten Lesung am 7. November 2012 an den Rechtsaus-
schuss zur federführenden Beratung und zur Mitberatung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss überwiesen) 

Vorsitzender Dr. Robert Orth informiert darüber, dass der HFA in seiner Sitzung am 
22. November 2012 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und Piraten gegen die Stimmen der Fraktion der FDP empfohlen hat, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen.  

Dirk Wedel (FDP) kündigt die Enthaltung seiner Fraktion bei der Abstimmung an und 
begründet dies mit der von der FDP-Fraktion generell nicht gebilligten Vorgehens-
weise der Landesregierung, die Befristung von Rechtsvorschriften in großem Umfang 
zurückzunehmen, und zwar vor dem Hintergrund einer Kabinettentscheidung aus 
dem vergangenen Jahr, mit der die Landesregierung sämtliche zurzeit existierenden 
Stammnormen als notwendig erachte. Bereits in einer Protokollerklärung im Plenum 
habe seine Fraktion zum Ausdruck gebracht, dass sie die Entfristung von Rechts-
normen als nicht sinnvoll erachte, da nur eine regelmäßige Kontrolle der Erforder-
lichkeit und Wirkung der bestehenden Vorschriften Auskunft über Möglichkeiten ihrer 
Vereinfachung bzw. Abschaffung liefere.  

Was den vorliegenden Gesetzentwurf anbelange, sei dieser inhaltlich an sich in Ord-
nung. 

Jens Kamieth (CDU) erkundigt sich mit Blick einerseits auf die mit diesem Gesetz-
entwurf verfolgte Aufhebung der auf den 31.12.2013 datierten Befristung des „Geset-
zes zur Anhebung der Beförderungsämter für Bedienstete des allgemeinen Vollzugs- 
und Werkdienstes in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes im 
Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen“, anderer-
seits die noch ausstehende, letztendlich von allen geforderte große Dienstrechtsre-
form nach der Notwendigkeit, diesen Schritt in Bezug auf das zitierte Gesetz jetzt 
schon zu gehen.  

Angesichts des wohl noch längeren Zeitraums bis zu einer großen Dienstrechtsre-
form hält es die Landesregierung, um jedwede zeitliche Engpässe in der Zukunft bei 
entsprechenden Eingruppierungen zu vermeiden, nach Auskunft von Justizminister 
Thomas Kutschaty für angebracht, die Entfristung dieser bewährten Regelung jetzt 
schon vorzunehmen.  
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 16/114 

Rechtsausschuss 07.12.2012 
8. Sitzung (öffentlich) nie 
 
 
Die SPD-Fraktion begrüßt den hier zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf, denn 
die darin ebenfalls enthaltene Aufhebung einer bis zum 31. Dezember dieses Jahres 
laufenden Befristung in dem „Gesetz zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzen-
amtes in der Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-
Westfalen“ erlaube es, das deutliche und positive Signal an die Gerichte, ausgegan-
gen von der Änderung der Besoldung der Wachtmeisterinnen und Wachtmeister 
durch die SPD-/Grüne-Koalition zu Beginn der 15. Wahlperiode, fortwirken zu lassen, 
merkt Sven Wolf (SPD) an. – Die Ausführungen der Landesregierung zur Dienst-
rechtsreform teile seine Fraktion natürlich ausdrücklich.  

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung 
der Fraktionen von FDP und Piraten die unveränderte An-
nahme des Gesetzentwurfs.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Rechtsausschusses  
 
 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1184  
 
2. Lesung  
 
 
 
Gesetz zur Änderung der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im Zuständig-
keitsbereich des Justizministeriums  
 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abg. Dr. Robert Orth  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/1184 - wird unverändert ange-
nommen.  
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Mit fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts aus den Jahren 2004 und 2005 hat Nord-
rhein-Westfalen das gesamte Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der Befris-
tung und der ständigen Überprüfung des kompletten Normbestands gestellt. Zum 
31. Dezember 2012 wird ein Befristungstermin wirksam, so dass Entscheidungen über den 
Fortexistenz der Rechtsnormen zu treffen sind. Der Gesetzentwurf der Landesregierung be-
zieht sich auf das Gesetz zur Anhebung des Eingangs und des Spitzenamtes in der Lauf-
bahn des Justizwachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen und das Gesetz zur 
Anhebung der Beförderungsämter für Bedienstete des allgemeinen Vollzugs- und des Werk-
dienstes in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes im Justizvollzugskran-
kenhaus Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen. Das erstgenannte Gesetz regelt die 
Anhebung des Eingangsamtes der Beamtinnen und Beamten des Justizwachtmeisterdiens-
tes von der Besoldungsgruppe A3 nach Besoldungsgruppe A4 und die Schaffung eines neu-
en Spitzenamtes der Besoldungsgruppe A7 für Leiterinnen und Leiter großer Wachtmeiste-
reien. Das letztgenannte Gesetz bezieht sich auf Bedienstete des allgemeinen Vollzugs- und 
Werkdienstes in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes im Justizvollzugs-
krankenhaus Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen. Es ermöglicht eine funktionsge-
rechte und amtsangemessene Besoldung und ermöglicht das Erreichen von Beförderungs-
ämtern der Besoldungsgruppe A10 und A11.  
 
Der Gesetzentwurf schafft die Grundlage, beide bisher befristet geltenden Normen zu entfris-
ten. Die Normen hätten sich bewährt und seien dauerhaft erforderlich.  
 
 
B Bericht  
 
Der Gesetzentwurf wurde nach der 1. Lesung am 7. November 2012 vom Plenum einstim-
mig an den Rechtsausschuss - federführend - sowie an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss überwiesen.  
 
In seiner 7. Sitzung am 21. November 2012 befasste sich der federführende Ausschuss 
erstmals mit dem Gesetzentwurf.  
 
Eine Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände gemäß der Anlage 9 zur Geschäftsord-
nung hatte nicht zu erfolgen, da wesentliche Belange der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de nicht berührt sind.  
 
Die abschließende Beratung im federführenden Ausschuss fand am 7. Dezember 2012 statt.  
 
 
C Beratung im beteiligten Ausschuss  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss befasste sich in seiner Sitzung am 22. November 2012 
mit dem Gesetzentwurf. Er hat dabei das Votum des Unterausschusses Personal des Haus-
halts- und Finanzausschusses aus dessen Sitzung am 20. November 2012 berücksichtigt. 
Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
PIRATEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP empfiehlt er die unveränderte Annahme 
des Gesetzentwurfs.  
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D Abstimmung  
 
Zu der abschließenden Beratung im federführenden Ausschuss am 7. Dezember 2012 wur-
den keine Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf - Drucksache 16/1184 - gestellt.  
 
Der Ausschuss stimmte dem Gesetzentwurf einstimmig bei Enthaltungen der Fraktion der 
FDP und der PIRATEN-Fraktion zu.  
 
 
 
 
 
Dr. Robert Orth  
(Vorsitzender)  
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Mögliche daranzusetzen, Ressourceneffizienz und 
ökologisches Wirtschaften voranzutreiben. 

Um nur einen Aspekt zu nennen: Weltweit immer 
knapper verfügbare Rohstoffe verschaffen bei stei-
genden Energiepreisen alternativen und effizienten 
Produktionsformen immer größere Wettbewerbsvor-
teile. Die nordrhein-westfälische chemische Indust-
rie ist in dieser Hinsicht globaler Vorreiter. Es gilt, 
die momentan gute Position der nordrhein-
westfälischen chemischen Industrie zu stärken, wei-
ter auszubauen und dabei auch den eingeschlage-
nen Weg der ökologischen Erneuerung zu unter-
stützen. Deswegen ist der von den Grünen vorge-
schlagene Weg der Enquetekommission zur Zu-
kunft der chemischen Industrie ein guter Weg. 

Das Arbeitsvorhaben der Kommission ist sehr ambi-
tioniert, aber darüber können wir ganz sicher einen 
Weg finden, um das Thema der industriellen Erneu-
erung auf ein breites gesellschaftliches Fundament 
zu stellen. Denn es ist ein weiteres Ziel der Landes-
regierung, die Akzeptanz der Industrie in Nordrhein-
Westfalen zu stärken.  

Wenn wir die Debatte um die Rolle der chemischen 
Industrie für eine nachhaltige Wirtschaft mit der En-
quetekommission weiter vorantreiben und auf eine 
möglichst breite Basis stellen, stärkt das auch die 
Akzeptanz der Chemie in der Bevölkerung. So hat 
die Kommission neben der Erarbeitung der fachli-
chen Ergebnisse die Chance, einen weiteren wich-
tigen Aspekt für die Zukunft zu stärken und bei den 
Menschen zu verankern. Wir müssen die chemi-
sche Industrie als Teil der Lösung unserer zukünfti-
gen Herausforderungen betrachten und nicht als 
Verursacher unserer Schwierigkeiten. 

Unter diesen Maßgaben unterstützt die Landesre-
gierung den Antrag der Grünen auf Einrichtung der 
vorgeschlagenen Enquetekommission. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und 
Dr. Joachim Paul [PIRATEN]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Schulze.  

Damit sind wir am Ende der Beratung zu dem An-
trag Drucksache 16/1630 – Neudruck – und 
kommen zur Abstimmung. Es ist direkte Abstim-
mung beantragt worden. Wer stimmt dem Antrag so 
zu? – Die Piratenfraktion, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU und FDP. Stimmt jemand dagegen? – 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Antrag einstimmig angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

6 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1182 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/1644 

zweite Lesung 

Die Fraktionen und die vorgesehenen Rednerinnen 
und Redner haben sich darauf verständigt, die Aus-
führungen zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 1) 

Damit kommen wir direkt zur Abstimmung. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1644, den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/1182 unverändert anzunehmen. 
Wer stimmt dem zu? – Gibt es Gegenstimmen? – 
Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist es einstimmig so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 

7 Gesetz zur Änderung der Befristungen besol-
dungsrechtlicher Gesetze im Zuständigkeits-
bereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1184 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/1638 

zweite Lesung 

Hier soll genauso verfahren werden wie beim vori-
gen Tagesordnungspunkt, also Reden zu Proto-
koll. (Siehe Anlage 2) 

Daher kommen wir direkt zur Abstimmung. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1638, den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/1184 anzunehmen. Wer stimmt dem 
zu? – Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltun-
gen? Bei Enthaltung von Piratenfraktion und FDP-
Fraktion ist diese Empfehlung angenommen und 
damit der Gesetzentwurf in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Wir kommen zu: 

8 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ren-
tengüter 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1185 
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Anlage 2 

Zu TOP 7 – Gesetz zur Änderung der Befris-
tungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 
Zuständigkeitsbereich des Justizministeri-
ums – zu Protokoll gegebene Reden 

Sven Wolf (SPD):  

Im Jahr 2011 haben wir mit einer breiten Unter-
stützung die Besoldung der Wachtmeisterinnen 
und Wachtmeister der Justiz verbessert. Das 
Eingangsamt wurde von A3 auf A4 und das Spit-
zenamt für große Wachtmeistereien auf A7 er-
höht.  

In der damaligen Debatte hat mein geschätzter 
Kollege Georg Fortmeier die abstrakte Entschei-
dung mit konkreten Zahlen ausgemalt und deut-
lich gemacht, über welche Besoldungshöhen und 
welches Jahreseinkommen wir hier sprechen. 
Justizminister Kutschaty sprach daher ganz rich-
tig auch von einem guten Tag für die Justiz-
wachtmeister in NRW.  

Mit dieser Entscheidung, ähnlich wie bei der Ent-
fristung der vielen Arbeitsverträge auf den Ge-
schäftsstellen der Gerichte, haben die Landesre-
gierung und besonders der Justizminister sehr 
deutlich gemacht, an wen wir bei Verbesserun-
gen zuerst denken: die geringbezahlten Beschäf-
tigen in der Justiz. Das war und ist ein wichtiges 
und klares Zeichen für die Anerkennung der gu-
ten Arbeit dieser vielen Menschen in der Justiz. 
Dafür danke ich namens der SPD-Fraktion ganz 
herzlich.  

Besonders freut es mich, dass diese Änderung in 
der letzten Wahlperiode mit breiter Zustimmung 
erfolgte und auch die dauerhafte Geltung dieser 
Regelung, wie im Rechtsausschuss bereits ge-
schehen, mit Unterstützung von weiten Teilen der 
Opposition erfolgen wird.  

Umso mehr verwundert es mich, dass die FDP 
diesen Schritt wie bereits bei der ersten Ände-
rung der Eingruppierung wohl auch heute nicht 
mitgehen wird. In der damaligen Debatte wurden 
noch Bedenken geäußert, ob die vom Ministeri-
um zugesagte haushaltsneutrale Erwirtschaftung 
der Steigerung möglich sei. Dies ist aber eindeu-
tig gelungen.  

In der letzten Sitzung des Rechtsausschusses 
begründete die FDP nunmehr ihre Enthaltung mit 
dem Hinweis darauf, dass es gut sei, Gesetze 
nur mit einer befristeten Wirkung in Kraft zu set-
zen, um so immer wieder deren Wirksamkeit zu 
hinterfragen. Grundsätzlich kann ich diesem Ar-
gument etwas abgewinnen.  

Die Argumente der FDP gehen in diesem Fall 
aber ins Leere. Hier geht es um eine dauerhafte 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den 
Wachtmeistereien und – viel wichtiger – um eine 
dauerhafte Perspektive, um auch künftig junge 
Menschen für die verantwortungsvolle Arbeit in 
der Justiz zu gewinnen. In der letztjährigen De-
batte wies meine Kollegin Dagmar Hanses hie-
rauf sehr eindrucksvoll hin. Sie schilderte den 
Schock, den junge Menschen, die sich für eine 
Ausbildung in der Justiz interessieren, erfahren, 
wenn sie erkennen, mit welchen geringen Anwär-
terbezügen der Einstieg erfolgt.  

Wir sehen, dass sich die im Jahr 2011 beschlos-
sene Regelung bewährt hat. Eine haushaltsneut-
rale Darstellung ist gelungen. Die Zufriedenheit in 
den Gerichten, besonders beim Personal am 
„Empfang“ in den Gerichtsgebäuden oder den 
Staatsanwaltschaften, ist gestiegen.  

Die gute und verantwortungsvolle Arbeit in den 
Wachtmeistereien verdient auch weiterhin unse-
ren Respekt und unsere Anerkennung! Respekt 
und Anerkennung – nicht nur in Grußworten und 
bei Sonntagsreden, sondern auch auf dem 
„Lohnzettel“.  

Die SPD-Fraktion wird daher gerne dem vorge-
legten Gesetzentwurf heute in zweiter Lesung 
zustimmen.  

Jens Kamieth (CDU):  

Wir beraten heute über das Gesetz zur Änderung 
der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze 
im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums. 
Der Gesetzentwurf wurde von der Landesregie-
rung eingebracht. Konkret geht es um die Ab-
schaffung von Befristungsregelungen in zwei Ge-
setzen: 

1. im Gesetz zur Anhebung des Eingangs- und 
des Spitzenamtes in der Laufbahn des Jus-
tizwachtmeisterdienstes des Landes Nord-
rhein-Westfalen und 

2. im Gesetz zur Anhebung der Beförderungs-
ämter für Bedienstete des allgemeinen Voll-
zugs- und des Werkdienstes in Justizvoll-
zugsanstalten sowie des Krankenpflegediens-
tes im Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-
Westfalen in leitenden Funktionen. 

Die Geltung des erstgenannten Gesetzes ist bis 
zum Ende dieses Jahres befristet, das zweite 
genannte Gesetz bis zum Ende des kommenden 
Jahres. 

Wir halten beide Gesetze für gut. Die Justiz-
wachtmeister bei uns im Land leisten eine wichti-
ge, zugleich aber auch schwierige Arbeit. Die An-
forderungen an ihre Tätigkeit haben sich in den 
vergangenen Jahren stetig verändert und sind 
anspruchsvoller geworden. Mit dem genannten 
Gesetz haben wir diesen gestiegenen Anforde-
rungen soweit möglich Rechnung getragen.  
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Gleiches gilt für die Schaffung eines Spitzenam-
tes im mittleren Dienst für die Leiter des allge-
meinen Vollzugsdienstes, des Werkdienstes in 
den großen Justizvollzugsanstalten und der Lei-
tung des Krankenpflegedienstes im Justizvoll-
zugskrankenhaus, wie es im zweiten Gesetz ge-
regelt ist. Auch bei diesen Tätigkeiten haben sich 
die Anforderungen gewandelt. Den Stelleninha-
bern unterstehen teilweise mehrere hundert Be-
dienstete. Mit dem Gesetz wurde ein Leistungs-
anreiz für die Führungskräfte geschaffen. 

Wir haben bereits die Verabschiedung dieser 
Gesetze begrüßt und sind heute auch für die Ent-
fristung, denn beide Gesetze haben sich be-
währt.  

Kritisch anmerken möchte ich lediglich, dass das 
zweite genannte Gesetz bereits jetzt entfristet 
werden soll, obgleich die Frist erst Ende 2013 
auslaufen wird. Leider nennt die Landesregierung 
hierfür keine nachvollziehbare Begründung. 

Zudem wäre es unseres Erachtens sinnvoller 
gewesen, über die Entfristung der beiden Geset-
ze im Rahmen der anstehenden Dienstrechtsre-
form zu entscheiden, da es jeweils um Fragen 
des Laufbahnrechts geht.  

Trotzdem werden wir dem Gesetz heute zustim-
men. Denn die Betroffenen leisten eine schwieri-
ge Arbeit. Ich bin froh, dass wir es mit diesen Ge-
setzen schaffen, ihnen eine gewisse Anerken-
nung für ihre Arbeit zu geben.  

Dagmar Hanses (GRÜNE):  

Mit dem Gesetz zur Änderung der Befristungen 
besoldungsrechtlicher Gesetze im Zuständig-
keitsbereich des Justizministeriums werden zwei 
Befristungen, einmal in § 4 des Gesetzes zur An-
hebung des Eingangs- und des Spitzenamtes in 
der Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes 
des Landes Nordrhein-Westfalen und einmal in 
§ 6 des Gesetzes zur Anhebung der Beförde-
rungsämter für Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugs- und des Werkdienstes in Justizvoll-
zugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes 
im Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfa-
len in leitenden Funktionen, aufgehoben. 

Ich begrüße die Aufhebung der Befristungen 
sehr, denn sie dient nicht nur einer angemesse-
neren Bezahlung, sondern auch der Anerken-
nung und Wertschätzung der Arbeit unserer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Justizvollzug 
und Justizwachtmeisterdienst. 

Gerade der Strafvollzug steht oft im Zentrum von 
Diskussionen, und die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Justizvollzuges stehen unter ständi-
ger Beobachtung durch die Öffentlichkeit. Es ist 
wichtig, dass die Bediensteten, die eine sehr 
sensible und wertvolle Arbeit verrichten – denn 

ohne motiviertes, qualifiziertes und engagiertes 
Personal kann das beste Konzept zum effektiven 
Behandlungsvollzug nicht umgesetzt werden –, 
nicht nur durch warme Worte, sondern auch tat-
sächlich und ganz real – hier also durch eine an-
gemessenere Besoldung – unterstützt und wert-
geschätzt werden. 

In dem Gesetz zur Anhebung des Eingangs- und 
des Spitzenamtes in der Laufbahn des Justiz-
wachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-
Westfalen ist die Schaffung eines neuen Spit-
zenamtes der Besoldungsgruppe A7 Landesbe-
soldungsordnung für Leiterinnen und Leiter gro-
ßer Wachtmeistereien und die Anhebung des 
Eingangsamtes der Beamtinnen und Beamten 
des Justizwachtmeisterdienstes von Besol-
dungsgruppe A3 nach Besoldungsgruppe A4 ge-
regelt. 

Durch das Gesetz zur Anhebung der Beförde-
rungsämter für Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugs- und des Werkdienstes in Justizvoll-
zugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes 
im Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfa-
len in leitenden Funktionen wird für Bedienstete 
in leitenden Funktionen das Erreichen von Beför-
derungsämtern der Besoldungsgruppen A10 und 
A11 ermöglicht. 

Beide Gesetze haben sich aus unserer Sicht be-
währt und können daher – da eine Aufhebung für 
uns und damit eine Zurückstufung der Beamtin-
nen und Beamten nicht infrage kommt – entfristet 
werden. 

Dirk Wedel (FDP):  

Der Landtag hat in den Jahren 2004 und 2005 
das gesamte Landesrecht unter den grundsätzli-
chen Vorbehalt der Befristung gestellt. Damit 
wurde die Grundlage dafür geschaffen, beste-
hende Gesetze einer regelmäßigen Überprüfung 
zu unterziehen. 

Auf die Gesetze zur Anhebung des Eingangs- 
und des Spitzenamtes in der Laufbahn des Jus-
tizwachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-
Westfalen sowie zur Anhebung der Beförde-
rungsämter für Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugs- und Werkdienstes in Justizvollzugsan-
stalten sowie des Krankenpflegedienstes im Jus-
tizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfalen in 
leitenden Funktionen, die mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf entfristet werden sollen, möchte 
ich in diesem Zusammenhang nur am Rande 
eingehen, da diese beiden Gesetze in ihrem Re-
gelungsgehalt von der FDP nicht infrage gestellt 
werden.  

Zu den Befristungsterminen ist vom Gesetzgeber 
jeweils die Entscheidung über die Fortexistenz 
der betroffenen Rechtsnormen zu treffen. Die Be-
fristung von Normen dient dem übergeordneten 
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Ziel der Bürokratievermeidung. Eine regelmäßige 
entsprechende Evaluierung ermöglicht eine 
nachträgliche Wirkungsbeobachtung und Er-
folgskontrolle durch Regierung und Gesetzgeber, 
zwingt zur periodischen Neubefassung und 
Selbstkontrolle und fördert den Qualitätsanstieg 
sowie Deregulierung mittels ständiger Rechts-
bereinigung. 

Die Verbreitung von und Erfahrung mit generel-
len Befristungsregeln in NRW und anderen Bun-
desländern sind wissenschaftlich untersucht wor-
den. So kommt die Richterin beim Oberlandesge-
richt Hamm, Dr. Andrea Becker, in Ihrer Analyse 
zu dem Fazit: 

 „Die Verknüpfung von ressortübergreifender 
Normprüfung und Befristungsgesetzgebung 
hat sich als effektives Mittel zum Bürokratie-
abbau bewährt, will man die Normenflut ein-
dämmen und zugleich die Normenqualität 
nachhaltig steigern sowie Bürokratieabbau ef-
fektiv und effizient betreiben. Das Bewusst-
sein, dass es eine Qualitätskontrolle durch ei-
ne ressortübergreifende Normprüfung gibt, 
und die inzwischen über dreijährigen Erfah-
rungen der Ressorts mit der ressortübergrei-
fenden Normprüfung haben dazu geführt, 
dass sich die Normsetzungstätigkeit der Res-
sorts verbessert hat. Die Tätigkeit der Norm-
prüfung wäre aber nur halb so erfolgreich, 
würde sich die Tätigkeit auf neue Normen be-
schränken und nicht auch auf Evaluierungs-
berichte und die Vorlage von Änderungs- und 
Mantelnormen erstrecken, mit denen Verfall-
klauseln verlängert werden sollen. Die Befris-
tungsgesetzgebung stellt insoweit eine grund-
legende Kulturänderung dar, als die jahrhun-
dertelang vorherrschende Vorstellung des ‚in 
Stein gemeißelten‘, strukturell ‚für die Ewig-
keit‘ erlassenen Gesetzes aufgegeben wurde. 
Die Erfahrungen mit der Befristungsgesetz-
gebung sind positiv. Die Erwartungen von 
Regierung und Fraktionen im Landtag an die 
Einführung der Befristungsgesetzgebung dürf-
ten erfüllt worden sein.“ 

Umso unverständlicher erscheint es, dass die 
Landesregierung zwischenzeitlich die Abschaf-
fung der Befristung des Landesrechts eingeleitet 
hat, indem sie am 20. Dezember 2011 beschlos-
sen hat, dass die zum 1. Januar 2012 in Kraft be-
findlichen Stammgesetze als zwingend notwen-
dig erscheinen und in zukünftigen Änderungs-
entwürfen der Landesregierung vorgeschlagen 
werden soll, die in diesen Stammgesetzen ent-
haltenen Befristungsregelungen (Verfallklauseln 
oder Berichtspflichten) zu streichen.  

Von den Lobeshymnen des Staatsministers a. D. 
Dr. Fritz Behrens aus dem Frühjahr 2003 ist 
nichts mehr zu hören: „Mit dem beschlossenen 
Anti-Bürokratie-Programm durchbrechen wir den 

Kreislauf von Überregulierung.“ Und weiter: „Das 
Festhalten an zeitlich unbegrenzt gültigen 
Rechtsvorschriften wird den aktuellen Anforde-
rungen von Bürgern, Unternehmen und Kommu-
nen an staatlichen Regelungen nicht mehr ge-
recht.“ So erklärte er damals auf einer Regie-
rungspressekonferenz in Umsetzung eines Ver-
sprechens des damaligen Ministerpräsidenten 
Steinbrück. 

Die FDP-Fraktion hat bereits bei den Beratungen 
des Fünften Gesetzes zur Änderung der gesetzli-
chen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales sowie 
des Justizministeriums eine Erklärung zu Proto-
koll gegeben, dass wir die generelle Abkehr von 
der Befristung des Landesrechts ablehnen. Denn 
mit der Entfristung von Rechtsvorschriften wird 
ein wirksames Instrument abgeschafft, um die 
regelmäßige Kontrolle der Notwendigkeit und 
Wirkung der bestehenden Vorschriften sicherzu-
stellen und Regelungen aufgrund fortschreitender 
Veränderungen anzupassen, zu vereinfachen, zu 
reduzieren oder aufzuheben. 

Wir haben keine Erkenntnisse darüber, dass sich 
die Anforderungen von Bürgern, Unternehmen 
und Kommunen in puncto Bürokratieabbau ge-
ändert hätten – ganz im Gegenteil. Dass ein 
wirksames Instrument zum Bürokratieabbau wie 
die grundsätzliche Befristung des Landesrechts 
nunmehr sukzessive über Bord geworfen wird, 
können wir als FDP nicht mittragen. 

Dietmar Schulz (PIRATEN):  

Der vorliegende Gesetzentwurf wird beraten, weil 
aufgrund des Auslaufens von Fristen Handlungs-
bedarf besteht. Dabei handelt es sich um Befris-
tungen des Landesrechts aus den Jahren 2004 
und 2005. Die fünf betroffenen Gesetze haben 
sich nachweislich bewährt, sodass ich inhaltlich 
gar nicht weiter auf diese eingehen möchte.  

Der Gesetzentwurf schafft nun die Grundlage, die 
bisher befristeten Gesetze zu entfristen und 
ihnen über den 31.12.2012 hinaus Gültigkeit zu 
verschaffen. Da aus unserer Sicht die komplette 
Entfristung nicht sachgerecht ist, hätten wir bei 
einer neuen Befristung der Gesetze im Aus-
schuss zustimmen können. So können wir uns 
der Beschlussempfehlung leider nicht anschlie-
ßen. Um die inhaltlich richtigen Gesetze aber 
nicht zu behindern, werden wir uns beim vorlie-
genden Entwurf enthalten. 

Thomas Kutschaty, Justizminister:  

Im vergangenen Monat habe ich Ihnen den Ge-
setzentwurf vorgestellt, mit dem zwei besol-
dungsrechtliche Gesetze entfristet werden sollen. 
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Mit diesen zwei Gesetzen wurden – zunächst 
noch befristet – wichtige Regelungen getroffen: 
Zum einen wurde das Eingangsamt im Justiz-
wachtmeisterdienst von Besoldungsgruppe A3 
nach Besoldungsgruppe A4 und das Spitzenamt 
von Besoldungsgruppe A6 nach Besoldungs-
gruppe A7 für die Leiterinnen und Leiter größerer 
Wachtmeistereien gehoben. Zum anderen wurde 
eine begrenzte Anzahl von Beförderungsämtern 
der Besoldungsgruppen A10 und A11 für die Be-
amten im mittleren Vollzugsdienst im Bereich des 
allgemeinen Vollzugsdienstes, des Werkdienstes 
und des Krankenpflegedienstes eingerichtet. 

Mittlerweile haben sowohl der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss als auch der Rechtsausschuss 
den Entwurf beraten und – wie ich mit Freude 
feststellen kann – der Entfristung beider Gesetze 
mit großer Mehrheit zugestimmt. 

Durch die breite Unterstützung des Gesetzent-
wurfs in den Ausschüssen ist nochmals deutlich 
geworden, dass uns allen eine amtsangemesse-
ne Besoldung der Justizwachtmeisterinnen und 
Justizwachtmeister und der Beamtinnen und Be-
amten des allgemeinen Vollzugsdienstes ange-
sichts ihrer großen Bedeutung für die Sicherheit 
in den Gerichten und Staatsanwaltschaften und 
für das Funktionieren des Strafvollzugs ein Anlie-
gen ist. Als „Visitenkarten“ im ersten Kontakt mit 
Bürgerinnen und Bürgern sind die Justizwacht-
meister maßgeblich für einen positiven Gesamt-
eindruck der Justizinstitutionen verantwortlich. Im 
Rahmen der Dienstrechtsreform werden wir die 
Besoldung dieser Laufbahn daher weiter auf den 
Prüfstand stellen. 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung für den Ge-
setzentwurf. 
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Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat 13m 12. Dezember 2012 folgendes Gesetz beschlos­
sen: 

Gesetz 
zur Änderung der Befristungen besoldungs rechtlicher Gesetze 

im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

16/23 - 49 -



Gesetz zur Änderung der Befristungen besoidungsrechtlicher Gesetze im Zuständig­
keitsbereich des Justizministeriums 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzenamtes 

in der laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes 
des landes Nordrhein~Westfalen 

§ 4 des Gesetzes zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzen amtes in der Laufbahn des 
Justizwachtmeisterdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2011 (GV. NRW. 
S. 196) wird wie folgt gefasst: 

"§ 4 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft." 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur Anhebung der Beförderungsämter für Bedienstete 

des allgemeinen Vollzugs- und des Werkdienstes in Justizvollzugsanstalten 
sowie des Krankenpflegedienstes im Justizvollzugskrankenhaus 

Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen 

§ 6 des Gesetzes zur Anhebung der Beförderungsämter für Bedienstete des allgemeinen 
Vollzugs- und des Werkdienstes in Justizvolizugsanstalten sowie des Krankenpflegedienstes 
im Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen vom 18. Dezem­
ber 1996 (GV. NRW. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Oktober 
2011 (GV. NRW. S. 498), wird aufgehoben. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2012 

Carina Gödecke 
Präsidentin 
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66. Jahrgang 

Glied.- Datum 
Nr. 

203011 18.12.2012 
20320 

20302 19.12.2012 

205 18.12.2012 

215 18.12.2012 

2124 18.12.2012 

221 18.12.2012 

224 18.12.2012 

300 18.12.2012 

40 18.12.2012 

7102 18.12.2012 

77 13.12.2012 

822 5.12.2012 

93 18.12.2012 

19.12.2012 
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203011 
20320 

Gesetz 
zur Änderung der Befristungen 
besoldungs rechtlicher Gesetze 

im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

Vom 18. Dezember 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
der Befristungen besoldungsrechtlicher Gesetze im 

Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums 

20320 
Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zur Anhebung 
des Eingangs- und des Spitzenamtes in der Laufbahn 

des Justizwachtmeisterdienstes des Landes 
Nordrhein -Westfalen 

§ 4 des Gesetzes zur Anhebung des Eingangs- und des 
Spitzenamtes in der Laufbahn des Justizwachtmeister­
dienstes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 
2011 (Gv. NRW. S. 196) wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach derVerkündung in Kraft." 

203011 
Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Anhebung 
der Beförderungsämter für Bedienstete 

des allgemeinen Vollzugs- und des Werkdienstes 
in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflege­

dienstes im Justizvollzugskrankenhaus 
Nordrhein-Westfalen in leitenden Funktionen 

§ 6 des Gesetzes zur Anhebung der Beförderungsämter für 
Bedienstete des allgemeinen Vollzugs- und des Werkdiens­
tes in Justizvollzugsanstalten sowie des Krankenpflege­
dienstes im Justizvollzugskrankenhaus N ordrhein-Westfa­
len in leitenden FUnktionen vom 18. Dezember 1996 (Gv. 
NRW. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 25. Oktober 2011 (Gv. NRW. S. 498), wird aufgehoben. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 18. Dezember 2012 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf Jäger 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW. 2012 S. 670 

205 
Gesetz zur Änderung 

des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Vom 18. Dezember 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

205 
Artikel 1 

Änderung des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

§ 33 Absatz 6 Satz 3 des Polizeigesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 25. Juli 2003 (Gv. NRW. S. 441), zuletzt geän­
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2010 
(Gv. NRW. S. 132), wird wie folgt gefasst: 

"Die Einrichtung einer Verbunddatei mit automatisierter 
Abrufmöglichkeit, an der neben der Polizei auch andere 
Behörden beteiligt sind, ist nur zulässig nach dem Antiter­
rordateigesetz vom 22. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3409), 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Februar 2008 
(BGBl. I S. 215), und nach dem Rechtsextremismus-Datei­
Gesetz vom 20. August 2012 (BGBl. I S. 1798)." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 18. Dezember 2012 

(L. S.) 

215 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

- Gv. NRW. 2012 S. 670 

Gesetz zur Änderung des Rettungsgesetzes NRW 
Vom 18. Dezember 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Rettungsgesetzes NRW 

Artikel 1 
Änderung des Rettungsgesetzes NRW 

Das Rettungsgesetz NRW vom 24. November 1992 (Gv. 
NRW. S. 458), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 750), wird wie 
folgt geändert: 

§ 31 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "In-Kraft-Treten" 
durch das Wort "Inkrafttreten " ersetzt und das Wort 
"Außer-Kraft-Treten" gestrichen. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 
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